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Kurzfassung und Empfehlungen 

 

Demokratie und Wirtschaft tragen einander 

 

Demokratie steht in Europa unter Druck. Autoritäre Einflussnahme, Desinformation, strategi-

sche Korruption und zunehmende Polarisierung stellen demokratische Institutionen, den ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt und das Vertrauen in demokratische Prozesse vor neue Her-

ausforderungen. Der New Democratic Pact des Europarates bietet die Chance, die demokrati-

sche Resilienz in Europa grundlegend zu stärken und zukunftsweisende Antworten auf diese 

Entwicklungen zu formulieren. 

 

Die Europäische Bewegung Deutschland (EBD) beteiligt sich an diesem Prozess mit einem 

besonderen Fokus auf die wirtschaftliche Dimension demokratischer Resilienz. Ausgangs-

punkt ist die Überzeugung, dass Demokratie und Wirtschaft in einem wechselseitigen Ver-

hältnis stehen: Demokratie schafft die Voraussetzungen wirtschaftlichen Erfolgs durch 

Rechtsstaatlichkeit, Vertrauen und stabile Rahmenbedingungen. Gleichzeitig ist eine leis-

tungsfähige, freiheitlich-demokratische und regelgebundene Wirtschaft eine wesentliche 

Säule für die Handlungsfähigkeit und Resilienz demokratischer Gesellschaften. 

 

Um dieses Verhältnis zu untermauern, hat die EBD eine bundesweite, repräsentative Befra-

gung von wirtschaftlichen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern in Deutsch-

land durchgeführt. Die Ergebnisse zeigen, dass demokratische Stabilität aus Sicht der Wirt-

schaft weit mehr ist als ein rein abstrakter Wert: 

 

• 78 Prozent der Befragten sehen demokratische Stabilität als relevante Vorausset-

zung für wirtschaftlichen Erfolg. 

• 81 Prozent sind der Auffassung, dass Unternehmen eine Verantwortung für den 

Schutz demokratischer Strukturen tragen. 

• Rund zwei Drittel der Unternehmen engagieren sich bereits heute in demokratiebe-

zogenen Aktivitäten. 

 

Gleichzeitig betrachten viele Unternehmen die politische Polarisierung, gezielte Desinforma-

tion, Korruption und Angriffe auf rechtsstaatliche Strukturen als handfeste Risiken für Inves-

titionen, Standortsicherheit und die langfristige europäische Wettbewerbsfähigkeit. 
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Die Umfrage macht zudem deutlich, dass wirtschaftliche Akteure selbst Unternehmen eine 

Verantwortung für den Schutz der Demokratie zuschreiben. Dabei verstehen sich Unterneh-

men nicht als Ersatz für staatliche Institutionen, sondern als Teil eines breiteren Netzwerks 

gesellschaftlicher Kräfte, die gemeinsam die Fundamente unserer Freiheit schützen. 

 

Ergänzt werden diese Ergebnisse durch die Expertise der Democracy Ambassadors der EBD 

zu den Themen Jugend, Menschenrechte, Gleichstellung und Korruptionsbekämpfung. Ge-

meinsam verdeutlichen diese Perspektiven: Demokratische Resilienz entsteht nicht allein 

durch staatliche Dekrete. Sie wird im Alltag gelernt, gelebt und verteidigt – in Betrieben, Bil-

dungseinrichtungen, Vereinen, Kommunen und Jugendorganisationen. 

 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Europäische Bewegung Deutschland dem Europa-

rat und seinen Mitgliedstaaten folgende Maßnahmen für den New Democratic Pact: 

 

1. Die wirtschaftliche Dimension demokratischer Resilienz systematisch ver-

ankern 
 

Der New Democratic Pact sollte ausdrücklich anerkennen, dass demokratische Stabilität, 

Rechtsstaatlichkeit und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in gegenseitiger Wechselwirkung 

untrennbar miteinander verwoben sind. Unternehmen profitieren von stabilen demokrati-

schen Rahmenbedingungen und tragen zugleich Verantwortung für deren Erhalt. Der Europa-

rat sollte die Rolle der Wirtschaft als Bestandteil der freiheitlich-demokratischen Resilienz 

ausdrücklich anerkennen und den strukturierten Dialog mit wirtschaftlichen Akteuren inten-

sivieren. 

 

Dabei geht es ausdrücklich nicht um eine Privatisierung hoheitlicher Aufgaben. Die Verant-

wortung für den institutionellen Schutz der Demokratie bleibt primär bei den staatlichen In-

stitutionen, Parlamenten und Gerichten. Wirtschaftliche Akteure ebenso wie weitere gesell-

schaftliche Kräfte können und müssen diese Verantwortung jedoch wirksam ergänzen, indem 

sie Integrität, faire Wettbewerbsbedingungen und demokratische Grundwerte in ihrem eige-

nen Handeln verankern und das Engagement der gesellschaftlichen Kräfte unterstützen. 

 

2. Integrität, Transparenz und Korruptionsbekämpfung stärken 
 

Strategische Korruption und Machtmissbrauch greifen die Kernwerte des Europarates direkt 

an, verzerren den fairen Wettbewerb und zerstören das Vertrauen der Bevölkerung. Der New 
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Democratic Pact sollte die Stärkung von Integritätsinfrastrukturen als Kernaufgabe definie-

ren. Wir fordern eine lückenlose Umsetzung der EU-Antikorruptionsdirektive in enger Abstim-

mung mit den etablierten Empfehlungen der GRECO des Europarates. 

 

Bürokratieabbau darf nicht als Vorwand genutzt werden, um Transparenzpflichten oder Kon-

trollmechanismen in sensiblen, steuergeldintensiven und sicherheitskritischen Bereichen – 

insbesondere im Rüstungs- und Infrastruktursektor – zu schwächen. Die demokratischen 

und volkswirtschaftlichen Folgekosten von Korruption müssen in jede regulatorische Analyse 

einfließen. 

 

3. Jugendbeteiligung und demokratische Verantwortung im Kleinen stärken 
 

Demokratische Resilienz entsteht dort, wo Menschen Teilhabe im Alltag konkret erleben. Das 

in Deutschland stark verankerte Prinzip der demokratischen Verantwortung im Kleinen – die 

alltägliche Mitgestaltung in Nachbarschaften, Schulen und Vereinen – bietet hierfür wertvolle 

Anknüpfungspunkte. Der Pakt sollte transnationale Programme schaffen und unterstützen, 

die lokale gesellschaftliche Kräfte grenzüberschreitend vernetzen, und das Prinzip der demo-

kratischen Verantwortung im Kleinen ausdrücklich aufgreifen. 

Besonderes Augenmerk muss auf der langfristigen Absicherung unabhängiger Jugendstruk-

turen, Jugendverbände und Jugendringe liegen. Der Europarat verfügt mit seiner Jugendar-

beit, dem Europäischen Jugendwerk und dem bewährten Prinzip des Co-Managements über 

einzigartige Instrumente. Der New Democratic Pact sollte diese Strukturen substanziell stär-

ken. Junge Menschen dürfen nicht nur passive Zielgruppe politischer Bildung sein; sie müs-

sen als eigenständige Akteure ernst genommen werden und verlässliche Strukturen vorfin-

den, die getrennt von kurzfristigen Marktlogiken oder privatwirtschaftlichem Sponsoring agie-

ren können. 

 

4. Politische Bildung, Menschenrechte und Resilienz im digitalen Zeitalter 

 

Bestehende Positionen des Europarates zur Demokratie- und Menschenrechtsbildung sollten 

im Rahmen des Paktes an die Herausforderungen des digitalen Zeitalters angepasst werden. 

Politische Bildung muss heute zwingend mit digitaler Medienkompetenz und der Resilienz 

gegen KI-gestützte Desinformation, Hass im Netz und Wahlmanipulation verknüpft werden. 

 

Gleichzeitig müssen Gleichstellung, soziale Teilhabe und Menschenrechte im Sinne der Euro-

päischen Sozialcharta als fundamentale Voraussetzungen demokratischer Widerstandskraft 

verstanden werden. Um der Frustration jüngerer Generationen entgegenzuwirken, braucht es 
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chancengleiche Investitionen in innovative, partizipative Beteiligungsformate sowie den kon-

sequenten Schutz eines freien, unabhängigen öffentlichen Informationsraums und der Pres-

sefreiheit. 

 

5. Den Europarat institutionell und finanziell stärken 
 

Der New Democratic Pact braucht einen handlungsfähigen Europarat. Die Mitgliedstaaten 

sollten deshalb seine politische und finanzielle Ausstattung stärken, die Umsetzung der 

Reykjavík-Prinzipien vorantreiben und zentrale Institutionen wie GRECO, die Venedig-Kom-

mission, die Jugendabteilung sowie den Kongress der Gemeinden und Regionen Europas 

dauerhaft absichern. Empfehlungen, Konventionen und Urteile des Europäischen Gerichts-

hofs für Menschenrechte müssen konsequent umgesetzt werden. 

 

 

Schlussfolgerungen 
 

Die Ergebnisse der Berlin Democracy Declaration zeigen, dass demokratische Stabilität, wirt-

schaftliche Handlungsfähigkeit und gesellschaftlicher Zusammenhalt nicht getrennt vonei-

nander betrachtet werden können. Der Schutz der Demokratie ist keine Aufgabe einzelner 

Akteure, sondern eine gemeinsame Verantwortung von Politik, Wirtschaft und gesellschaftli-

chen Kräften. 

 

Der New Democratic Pact bietet die Chance, diese wechselseitigen Zusammenhänge syste-

matisch in den europäischen Demokratiediskurs einzubringen und neue, wehrhafte Partner-

schaften zu stiften. 

 

Demokratie schafft wirtschaftliche Stärke. Wirtschaft stärkt demokratische Handlungs-

fähigkeit. Demokratie und Wirtschaft tragen einander.  
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Hintergrundpapier zur Berlin Democracy Declara-

tion 
 

Präambel 
 

Die Berlin Democracy Declaration ist ein Beitrag der Europäischen Bewegung Deutschland 

(EBD) zum Konsultationsprozess des New Democratic Pact des Europarats. Sie entstand im 

Rahmen eines gemeinsamen Projekts der EBD und des Europarats mit dem Ziel, die wirt-

schaftliche Dimension demokratischer Resilienz stärker in die europäische Debatte einzu-

bringen. 

 

Als größtes Netzwerk für Europapolitik in Deutschland vereint die EBD Organisationen aus 

Wirtschaft, Gewerkschaften, Jugendverbänden, Parteien, Sozialverbänden und weiteren ge-

sellschaftlichen Kräften. In diesem breiten Netzwerk entstand die Überzeugung, dass die Zu-

kunft der Demokratie nicht allein eine Frage politischer Institutionen ist. Die Berlin De-

mocracy Declaration untersucht daher die Wechselwirkungen zwischen demokratischer Resi-

lienz, gesellschaftlichem Zusammenhalt und wirtschaftlicher Entwicklung. 

 

Ausgangspunkt der Declaration ist die Beobachtung, dass die wirtschaftliche Dimension de-

mokratischer Resilienz bislang vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit erhält. Zwar steht der 

Europarat vor allem für Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit. Seine Satzung 

macht jedoch deutlich, dass diese Ziele stets auch mit wirtschaftlichem und sozialem Fort-

schritt verbunden gedacht wurden. 

 

Auf dieser Grundlage verbindet die Declaration die Perspektiven von Wirtschaft, Demokratie-

politik und gesellschaftlichen Kräften. Grundlage sind insbesondere eine repräsentative Be-

fragung wirtschaftlicher Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in Deutschland, 

die Beiträge der Democracy Ambassadors der EBD sowie die Positionierung des EBD-Netz-

werks. 

 

Die Declaration versteht sich als deutscher Beitrag für den New Democratic Pact des Europa-

rats. Sie untersucht insbesondere die Rolle wirtschaftlicher Akteure als relevante Stakehol-

der demokratischer Resilienz und formuliert Empfehlungen, wie Wirtschaft, Politik und ge-

sellschaftliche Kräfte gemeinsam zur Stärkung demokratischer Handlungsfähigkeit in Europa 

beitragen können. 
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Einleitung: Demokratie braucht Handlungsfähigkeit 
 

Demokratie steht heute im Großen wie im Kleinen unter Druck. Sie wird herausgefordert 

durch autoritäre Einflussnahme, strategische Korruption und digitale Manipulation. Zugleich 

hängt ihre Widerstandskraft von Millionen alltäglicher Entscheidungen ab: in Kommunen, 

Vereinen, Unternehmen, Bildungseinrichtungen und anderen gesellschaftlichen Strukturen. 

 

Während Fragen politischer Partizipation, Medienfreiheit oder demokratischer Institutionen 

regelmäßig im Mittelpunkt demokratiepolitischer Debatten stehen, bleibt die Rolle wirt-

schaftlicher Akteure häufig unterbelichtet. Die Berlin Democracy Declaration greift diese 

Leerstelle auf und stellt die Rolle wirtschaftlicher Akteure bewusst in den Mittelpunkt ihrer 

Betrachtungen: nicht als Ersatz für demokratische Institutionen, sondern als relevante Stake-

holder für die Grundlagen demokratischer Handlungsfähigkeit. 

 

Die EBD wollte dabei nicht lediglich über die Wirtschaft sprechen, sondern die Perspektive 

wirtschaftlicher Akteure selbst sichtbar machen. Aus diesem Grund wurde eine bundesweite 

repräsentative Befragung von Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern in Unter-

nehmen durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Umfrage bilden einen zentralen Bestandteil der 

vorliegenden Declaration und geben Einblick in die Frage, wie Unternehmen ihre eigene Rolle 

bei der Stärkung demokratischer Resilienz verstehen. 

 

Ergänzt wird dieser wirtschaftliche Blick durch Beiträge der Democracy Ambassadors der 

EBD zu den Themen Jugend, Frauenrechte, Menschenrechte und Korruptionsbekämpfung. 

Gemeinsam zeigen diese Perspektiven, dass demokratische Resilienz nicht auf einzelne Poli-

tikfelder reduziert werden kann. Sie entsteht dort, wo demokratische Institutionen, gesell-

schaftliche Kräfte und wirtschaftliche Akteure zusammenwirken. 

 

Eine handlungsfähige Demokratie braucht wirtschaftliche Stärke, gesellschaftlichen Zusam-

menhalt und soziale Sicherheit. Eine nachhaltige, wettbewerbsfähige Soziale Marktwirtschaft 

wiederum ist auf Rechtsstaatlichkeit, demokratische Stabilität, faire Regeln und Vertrauen 

angewiesen. Demokratie und Wirtschaft stärken einander dort, wo wirtschaftliche Leistungs-

fähigkeit mit sozialer Verantwortung, ökologischer Nachhaltigkeit und demokratischer Legiti-

mation verbunden wird. Die Frage ist deshalb nicht, ob die Wirtschaft Teil der demokrati-

schen Resilienz Europas ist, sondern welche Rolle sie dabei einnehmen kann. Der New De-

mocratic Pact bietet die Gelegenheit, diese wirtschaftliche Dimension stärker in die europäi-

sche Debatte einzubringen. 
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Demokratie und Wirtschaft: Eine wechselseitige Be-

ziehung 
 

Demokratie lebt nicht allein von Wahlen, Parlamenten und Institutionen. Sie lebt von ihrer 

Fähigkeit, politische Entscheidungen wirksam umzusetzen, gesellschaftliche Herausforde-

rungen zu bewältigen und den Menschen Sicherheit sowie Zukunftsperspektiven zu bieten. 

Demokratische Handlungsfähigkeit setzt deshalb auch wirtschaftliche Handlungsfähigkeit 

voraus. 

 

Eine Demokratie, die ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verliert, verliert langfristig auch 

ihre Fähigkeit, die Erwartungen ihrer Bürgerinnen und Bürger zu erfüllen. Wo Wachstum aus-

bleibt, Investitionen zurückgehen und öffentliche Handlungsspielräume schrumpfen, geraten 

Vertrauen in Institutionen, gesellschaftlicher Zusammenhalt und demokratische Stabilität 

unter Druck. Wirtschaftliche Stärke ist deshalb kein Selbstzweck. Sie ist eine Voraussetzung 

dafür, dass demokratische Gesellschaften handlungsfähig bleiben. 

 

Die Europäische Bewegung Deutschland hat diesen Zusammenhang in ihrer Positionierung 

„Freiheitlich Demokratischer Binnenmarkt“ hervorgehoben. Wettbewerbsfähigkeit entschei-

det heute nicht allein über wirtschaftlichen Erfolg. Sie entscheidet darüber, ob Staaten in Inf-

rastruktur investieren, Bildung finanzieren, Innovationen fördern, soziale Sicherheit gewähr-

leisten und ihre Bürgerinnen und Bürger wirksam vor den Herausforderungen einer sich wan-

delnden Welt schützen können. Soziale Sicherheit stärkt dabei nicht nur gesellschaftliche 

Teilhabe und Zusammenhalt, sondern trägt zugleich zu stabiler Nachfrage und Konsum im 

Binnenmarkt bei. Wettbewerbsfähigkeit ist damit eine zentrale Voraussetzung politischer und 

gesellschaftlicher Handlungsfähigkeit. 

 

Der europäische Binnenmarkt ist dabei weit mehr als ein Wirtschaftsraum. Er ist Ausdruck 

einer freiheitlich-demokratischen Ordnung, die auf gemeinsamen Regeln, Rechtsstaatlich-

keit, Verlässlichkeit und fairem Wettbewerb beruht. Wirtschaftliche Integration und demo-

kratische Stabilität sind keine voneinander getrennten Entwicklungen. Sie stärken sich ge-

genseitig. Wo Vertrauen in gemeinsame Regeln besteht, entstehen Investitionen, Innovatio-

nen und grenzüberschreitende Zusammenarbeit. Wo diese Grundlagen erodieren, geraten 

nicht nur demokratische Institutionen, sondern auch wirtschaftliche Entwicklung und gesell-

schaftlicher Wohlstand unter Druck. 

 

Gleichzeitig gilt die umgekehrte Perspektive: Wirtschaftlicher Erfolg ist auf demokratische 

Rahmenbedingungen angewiesen. Unternehmen benötigen Rechtsstaatlichkeit, unabhängige 

Gerichte, verlässliche Regulierung, Eigentumsschutz und politische Stabilität. Demokratie 
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schafft Vertrauen, Rechtssicherheit und Berechenbarkeit. Sie ermöglicht langfristige Investi-

tionen, fairen Wettbewerb und wirtschaftliche Zusammenarbeit über Grenzen hinweg. Wirt-

schaft profitiert daher nicht trotz Demokratie, sondern wegen Demokratie. 

 

Dass diese wechselseitige Beziehung zwischen Demokratie und Wirtschaft kein Selbstläufer 

ist, zeigen aktuelle internationale Entwicklungen. Auch etablierte Demokratien können unter 

Druck geraten, wenn Vertrauen in Institutionen schwindet, politische Polarisierung zunimmt 

und demokratische Spielregeln zunehmend infrage gestellt werden. Die Entwicklungen in 

den Vereinigten Staaten haben deutlich gemacht, dass wirtschaftlicher Erfolg allein demo-

kratische Stabilität nicht garantiert. 

 

Für Europa liegt darin eine wichtige Erkenntnis. Demokratie benötigt nicht nur leistungsfähige 

Institutionen, sondern auch Akteure, die von den Vorteilen demokratischer und rechtsstaatli-

cher Rahmenbedingungen profitieren und ein Interesse an deren Erhalt haben. Wirtschaftli-

che Akteure können deshalb nicht als bloße Beobachter demokratischer Entwicklungen be-

trachtet werden. Sie sind Teil des Umfelds, das demokratische Resilienz stärkt oder 

schwächt. 

 

Für den europäischen Kontinent und die Arbeit des Europarates ist dies von besonderer Be-

deutung. Die Verteidigung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten bleibt 

in erster Linie Aufgabe demokratischer Institutionen. Gleichzeitig zeigt die internationale Ent-

wicklung, dass ihre langfristige Stabilität auch davon abhängt, ob gesellschaftliche und wirt-

schaftliche Akteure bereit sind, die Grundlagen der freiheitlich-demokratischen Ordnung ak-

tiv zu unterstützen und gegen demokratiefeindliche Tendenzen resilient zu bleiben. 

 

Aus dieser wechselseitigen Abhängigkeit ergibt sich eine zentrale Schlussfolgerung: Wirt-

schaftliche Akteure stehen nicht außerhalb demokratischer Resilienz. Sie sind Teil jener ge-

sellschaftlichen Kräfte, die die Grundlagen demokratischer Handlungsfähigkeit mitprägen. 

Unternehmen wirken durch Investitionen, Innovationen, Beschäftigung, Ausbildung, Steuer- 

und Beitragszahlungen, regionale Wertschöpfung, faire Wettbewerbspraktiken und verlässli-

che Kooperation. Auch Sozialpartnerschaft, betriebliche Mitbestimmung und weitere Formen 

der Beteiligung können dazu beitragen, dass Beschäftigte im beruflichen Alltag Interessen 

einbringen, unterschiedliche Positionen aushandeln und die Wirksamkeit eigener Mitwirkung 

erfahren. Solche Erfahrungen stärken Beteiligung und Selbstwirksamkeit auch über den Be-

trieb hinaus. Sie tragen damit zur Stabilität des Gemeinwesens bei, ohne selbst demokrati-

sche Institutionen zu ersetzen. 

 

Diese Rolle ist klar zu unterscheiden von der Verantwortung politischer Gesetzgebung und -

umsetzung. Parlamente, Regierungen, Gerichte und Bürgerinnen und Bürger bleiben die 



 

 

Seite 10/21 

Europäische Bewegung Deutschland e.V. 

www.netzwerk-ebd.de 

zentralen Träger demokratischer Entscheidungen. Wirtschaftliche Akteure übernehmen 

keine Ersatzfunktion für Staat und Politik. Ihre Rolle liegt vielmehr darin, gesellschaftliche In-

teressen zu artikulieren, zur Meinungsbildung beizutragen und jene Rahmenbedingungen zu 

stützen, von denen sie selbst abhängen: Rechtsstaatlichkeit, faire Regeln, Integrität, offene 

Märkte, gesellschaftliches Vertrauen und Schutz vor antidemokratischer Einflussnahme. 

 

Eine funktionsfähige öffentliche Meinung in einer Demokratie lebt auch von der korporativen 

Einbindung von Interessengruppen. Denn eine lebendige Demokratie braucht eine funktions-

fähige öffentliche Meinung. Dazu gehören freie Medien, transparente politische Verfahren, 

der offene Austausch unterschiedlicher Positionen und die Beteiligung organisierter gesell-

schaftlicher Kräfte. Verbände, Sozialpartner, Unternehmen und non-profit Organisationen 

leisten einen wichtigen Beitrag zur Meinungsbildung, wenn ihre Interessenvertretung trans-

parent, nachvollziehbar und demokratisch eingebettet ist. 

 

Gerade in Zeiten geopolitischer Spannungen, wachsender wirtschaftlicher Abhängigkeiten 

und gezielter Angriffe auf demokratische Institutionen gewinnt diese Rolle an Bedeutung. 

Desinformation, strategische Korruption und der Missbrauch wirtschaftlicher oder technolo-

gischer Abhängigkeiten richten sich nicht nur gegen demokratische Entscheidungsprozesse. 

Sie gefährden zugleich Investitionen, Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftliche Entwicklung. 

Die Verteidigung demokratischer Resilienz liegt daher im gemeinsamen Interesse demokrati-

scher Institutionen, wirtschaftlicher Akteure und gesellschaftlicher Kräfte. 

 

Demokratie und Wirtschaft stehen nicht im Gegensatz. Sie stehen in einer gestaltbaren 

Wechselbeziehung: Demokratie schafft Rechtsstaatlichkeit, Vertrauen und faire Regeln; 

wirtschaftliche Stärke erweitert öffentliche und demokratische Handlungsspielräume. 

Wer demokratische Resilienz und Handlungsspielräume stärken will, muss deshalb auch die 

Rolle wirtschaftlicher Akteure in den Blick nehmen. 

 

Die Frage für den New Democratic Pact lautet daher nicht nur, ob Wirtschaft und Demokratie 

miteinander verbunden sind. Die entscheidende Frage lautet, welche Rolle wirtschaftliche 

Akteure bei der Stärkung demokratischer Resilienz einnehmen können, wie sie diese Rolle 

selbst verstehen und welche Rahmenbedingungen erforderlich sind, damit Demokratie und 

Wirtschaft einander auch künftig stärken. Dieser Frage widmet sich das folgende Kapitel auf 

Grundlage der eigens durchgeführten Unternehmensbefragung. 
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Was die Wirtschaft selbst sagt – Repräsentative EBD-

Umfrage 
 

Um die Perspektive wirtschaftlicher Akteure systematisch in die Berlin Democracy Declara-

tion einzubeziehen, wurde im Rahmen des Projekts eine bundesweite repräsentative Befra-

gung von Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern in Unternehmen durchge-

führt. Die Erhebung wurde eigens für die Arbeiten an der Declaration konzipiert und unter-

sucht die Wahrnehmung von Demokratie, demokratischer Resilienz sowie der Rolle von Un-

ternehmen im demokratischen Gemeinwesen. 

 

Die Ergebnisse zeigen zunächst, dass demokratische Stabilität aus Sicht der Wirtschaft eine 

relevante Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg ist. 78 Prozent der Befragten sehen einen 

entsprechenden Zusammenhang; für 53 Prozent ist demokratische Stabilität sogar deutlich 

relevant oder unmittelbar geschäftskritisch. Zugleich sehen Unternehmen ihre Rolle nicht al-

lein in wirtschaftlicher Wertschöpfung. 81 Prozent der Befragten sind der Auffassung, dass 

wirtschaftliche Akteure eine Verantwortung tragen, zum Schutz der Demokratie beizutragen. 

 

Bemerkenswert ist dabei, dass viele Unternehmen ihre Rolle nicht erst als zukünftige Auf-

gabe begreifen, sondern bereits heute aktiv wahrnehmen. Rund zwei Drittel der Befragten 

geben an, dass ihr Unternehmen mindestens eine der abgefragten externen demokratiebezo-

genen Maßnahmen umsetzt. Die Ergebnisse machen deutlich, dass zahlreiche Unternehmen 

demokratische Resilienz bereits heute als Teil ihres gesellschaftlichen Umfelds begreifen und 

sich entsprechend engagieren. 

 

Gleichzeitig zeigen die Ergebnisse ein differenziertes Rollenverständnis. Die Befragten sehen 

Unternehmen nicht als Ersatz für demokratische Institutionen. Die Verantwortung für demo-

kratische Entscheidungsprozesse wird weiterhin in erster Linie bei der Politik als solche ver-

ortet. Die Rolle wirtschaftlicher Akteure wird vielmehr ergänzend verstanden. Unternehmen 

sehen sich als Teil eines breiteren Netzwerks gesellschaftlicher Kräfte, die gemeinsam zur 

Stabilität demokratischer Gesellschaften beitragen können. 

 

Die Befragung macht zugleich deutlich, dass Engagement für demokratische Resilienz nicht 

frei von Herausforderungen ist. Viele Unternehmen beobachten eine zunehmende politische 

Polarisierung, gesellschaftliche Spannungen sowie Angriffe auf demokratische Institutionen 

mit Sorge. Gleichzeitig besteht häufig Unsicherheit darüber, welche Rolle Unternehmen in 

gesellschaftlichen Debatten einnehmen sollten. Die Grenze zwischen dem Einsatz für demo-

kratische Grundwerte und parteipolitischer Positionierung wird dabei als besonders sensibel 

wahrgenommen. 

https://netzwerk-ebd.de/aktuelles/nachrichten/ebd-umfrage-wirtschaft-und-demokratie/
https://netzwerk-ebd.de/aktuelles/nachrichten/ebd-umfrage-wirtschaft-und-demokratie/
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Hinzu kommt, dass viele Unternehmen demokratische Resilienz zunehmend auch als wirt-

schaftliche Zukunftsfrage betrachten. Politische Instabilität, Desinformation, Korruption und 

Angriffe auf rechtsstaatliche Strukturen werden nicht nur als Herausforderungen für Demo-

kratie wahrgenommen. Sie werden zugleich als Risiken für Investitionen, Fachkräftesiche-

rung, Innovationsfähigkeit und langfristige Wettbewerbsfähigkeit verstanden. Die Verteidi-

gung demokratischer Resilienz liegt damit aus Sicht vieler Unternehmen nicht allein im ge-

sellschaftlichen Interesse, sondern auch im Interesse eines stabilen wirtschaftlichen Um-

felds. 

 

Die Ergebnisse der Befragung zeigen zudem, dass wirtschaftliche Entscheidungsträgerinnen 

und Entscheidungsträger wirtschaftliche Stabilität zunehmend in einem europäischen Kon-

text betrachten. Zwar werden politische Entwicklungen auf europäischer Ebene durchaus dif-

ferenziert bewertet. Gleichzeitig wird die Mitgliedschaft Deutschlands in der Europäischen 

Union von einer deutlichen Mehrheit positiv eingeschätzt. Viele Befragte verbinden wirt-

schaftlichen Erfolg, Investitionssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit mit gemeinsamen Re-

geln, Rechtsstaatlichkeit und grenzüberschreitender Zusammenarbeit. 

 

Diese Perspektive reicht über die Europäische Union hinaus. Sie verweist auf die Bedeutung 

einer europäischen Werte- und Rechtsgemeinschaft, die auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 

und verlässlicher Zusammenarbeit beruht. Die Ergebnisse der Befragung machen deutlich, 

dass viele wirtschaftliche Akteure demokratische Resilienz nicht allein als nationale Aufgabe 

verstehen, sondern als gemeinsame europäische Herausforderung. 

 

Für den New Democratic Pact ergibt sich daraus eine zentrale Erkenntnis: Wirtschaftliche Ak-

teure wollen nicht nur Adressaten demokratiepolitischer Debatten sein. Viele verstehen sich 

bereits heute als Teil jener gesellschaftlichen Kräfte, die zur Stabilität demokratischer Gesell-

schaften beitragen können. Gleichzeitig machen die Ergebnisse deutlich, dass dieses Enga-

gement Orientierung, geeignete Rahmenbedingungen und einen klaren Dialog über die Rolle 

wirtschaftlicher Akteure in demokratischen Gesellschaften erfordert. Hier liegt eine wichtige 

Chance für den New Democratic Pact des Europarats. 

 

Gleichzeitig zeigt die Umfrage, dass die Ausgestaltung dieser Rolle weiterhin Fragen aufwirft. 

Wie weit reicht das Engagement wirtschaftlicher Akteure? Wo liegen seine Grenzen? Welche 

Rahmenbedingungen fördern demokratische Resilienz, ohne Unternehmen in parteipolitische 

Debatten hineinzuziehen? 

Die Antworten auf diese Fragen können nicht allein aus wirtschaftlicher Perspektive entwi-

ckelt werden. Demokratische Resilienz umfasst zahlreiche weitere Dimensionen – von Ju-

gendbeteiligung über Frauenrechte und Menschenrechte bis hin zur Korruptionsbekämpfung.  

 



 

 

Seite 13/21 

Europäische Bewegung Deutschland e.V. 

www.netzwerk-ebd.de 

Gerade im Kontext einer demokratischen Verantwortung jenseits von staatlicher Entschei-

dungsfindung auch „im Kleinen“, also dort, wo Menschen im Alltag, in Betrieben und im di-

rekten Umfeld Demokratie praktizieren, müssen diese Sphären zusammengedacht werden. 

Der New Democratic Pact sollte das Prinzip der demokratischen Verantwortung im Kleinen 

ausdrücklich aufgreifen. 

 

Die Befragung wurde von YouGov im Zeitraum vom 15. bis 27. Mai 2026 als Onlinebefragung 

durchgeführt. Befragt wurden 505 Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger aus 

Unternehmen mit mindestens 50 Beschäftigten in Deutschland in Positionen des mittleren 

Managements oder höher. Die Stichprobe wurde nach Alter, Geschlecht, Region und Unter-

nehmensgröße gewichtet. 

 

Die folgenden Beiträge der Democracy Ambassadors der EBD erweitern die wirtschaftliche 

Perspektive um diese zentralen Bausteine und liefern dem New Democratic Pact des Europa-

rats konkrete Antworten darauf, wie unterschiedliche gesellschaftliche Kräfte gemeinsam zur 

Stärkung demokratischer Handlungsfähigkeit in Europa beitragen können. 

 

 

Beiträge der Democracy Ambassadors 
 

Ergänzend zur wirtschaftlichen Dimension dieser Declaration wurden Beiträge von De-

mocracy Ambassadors der Europäischen Bewegung Deutschland eingebunden. Die De-

mocracy Ambassadors wurden aus den EBD-Mitgliedsorganisationen ernannt und bringen 

ihre fachliche Expertise zu zentralen Themen demokratischer Resilienz in den Konsultations-

prozess des New Democratic Pact ein. 

 

Die folgenden Beiträge geben die Perspektiven der jeweiligen Autorinnen und Autoren zu den 

Themen Jugend, Menschenrechte, Gleichstellung und Antikorruption wieder. Sie stellen ei-

genständige fachliche Beiträge dar und entsprechen daher nicht zwangsläufig den von der 

EBD beschlossenen Positionen. 

 

Anti-Korruption: Standortvorteil Integrita t 
Beitrag von Democracy Ambassador Christoph Kowalewski (Transparency International Deutschland e.V.) 

 

Der „Katargate"-Fall drohe, „den Ruf des Europäischen Parlaments massiv zu schädigen" und 

„die Akzeptanz der europäischen Integration bei den Bürgerinnen und Bürgern Europas" zu 

schwächen – so warnte der Bundesverband der Deutschen Industrie. In anderen Worten, 

Korruption bedroht unsere demokratische Resilienz. In Zeiten hybrider Kriegsführung setzen 
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autoritäre Regime, wie das russische, Korruption strategisch ein, um ihre geopolitischen Ziele 

zu erreichen. Die Biden-Administration erklärte Korruption daher infolge der „Russiagate“-

Erfahrung zum Risiko nationaler Sicherheit. Die bereits als staatsähnlich beschriebene Macht 

der Tech-Giganten verschärft die Bedrohung strategischer Korruption für Demokratien. Kriti-

sche Infrastruktur und Schlüsselindustrien werden zum Ziel. 

 

Weniger demokratische Resilienz bedeutet weniger Rechtsstaat, bedeutet weniger Rechtssi-

cherheit, bedeutet weniger Investitionen. Korruption verzerrt zudem Märkte und sorgt dafür, 

dass das Recht des Stärkeren dominiert statt der Qualität des Produkts oder der Dienstleis-

tung – und das nehmen Verbraucherinnen und Verbraucher wahr: Laut Eurobarometer sind 

31% der EU-Bürgerinnen und -Bürger der Meinung, dass „das Zahlen und Annehmen von Be-

stechungsgeldern sowie Machtmissbrauch mit dem Ziel persönlicher Bereicherung bei Pri-

vatunternehmen weit verbreitet“ ist. Bei den Deutschen sind es sogar 37%! Ein freiheitlich 

demokratischer Binnenmarkt braucht deswegen eine Integritätsinfrastruktur. Daher darf Bü-

rokratieabbau nicht missbraucht werden, um Korruption zu erleichtern (vor allem im steuer-

geldintensiven und sicherheitskritischen Rüstungssektor). Die Kosten von Korruption sowie 

ihrer juristischen Verfolgung müssen bei der Bürokratieanalyse berücksichtigt werden. 

 

Der Privatsektor trägt entscheidend zum Gesellschaftsvertrag bei - und Integrität vermag es, 

ihn zu schützen. Deswegen müssen Unternehmen zum einen ihre interne Integritätskultur 

stärken und zum anderen staatliche Integritätsinstitutionen und -initiativen unterstützen, 

z.B. im Rahmen der nun anstehenden Umsetzung der EU-Antikorruptionsdirektive, die die Er-

arbeitung einer nationalen Anti-Korruptionsstrategie vorsieht.  

 

Frauenrechte: Frauenrechte, Gleichstellung und demokratische Resilienz 
Beitrag von den Democracy Ambassadors Valentina Chiofalo (Deutscher Juristinnenbund e.V.) und 

Susanne Maier (Deutscher Frauenrat) 

 

Demokratische Resilienz setzt tatsächliche Gleichstellung voraus. Wo ökonomische Abhän-

gigkeiten, Entgeltungleichheit, ungleich verteilte Sorgearbeit und mangelnde Repräsentanz 

Frauen in ihrer Teilhabe beschränken, bleibt Demokratie strukturell verletzlich. Gleichstel-

lung ist keine sozialpolitische Ergänzung demokratischer Systeme — sie ist deren Vorausset-

zung. Gleichstellung stärkt Demokratie, weil sie Teilhabe, soziale Sicherheit, Selbstbestim-

mung und gerechte Machtverteilung ermöglicht. Der Europarat hat dies in seiner Gender 

Equality Strategy 2024–2027 und der Revidierten Europäischen Sozialcharta normativ veran-

kert — doch zwischen Anspruch und Wirklichkeit klafft eine erhebliche Lücke. 
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Die größten Herausforderungen liegen heute dort, wo Ungleichheit unsichtbar bleibt: in Lohn-

strukturen, die weiblich konnotierte Tätigkeiten systematisch abwerten, in Arbeitszeitmodel-

len, die Sorgearbeit bestrafen, und in Führungskulturen, die Frauen vom Zugang zu Macht 

ausschließen. Diese Defizite sind europaweit dokumentiert — und sie sind kein Naturgesetz, 

sondern das Ergebnis gestaltbarer Entscheidungen. 

 

Die Privatwirtschaft trägt dabei besondere Verantwortung: Unternehmen prägen Einkommen, 

Aufstiegschancen, Vereinbarkeit und Diskriminierungsschutz für Millionen von Menschen. 

Gleichstellung als freiwillige Diversity-Maßnahme zu behandeln, reicht nicht. Zugleich haben 

Unternehmen ein Eigeninteresse: Wo Frauen strukturell benachteiligt werden, gehen Poten-

zial, Legitimität und gesellschaftliches Vertrauen verloren — Ressourcen, auf die demokrati-

sche Marktwirtschaften angewiesen sind.  

 

Konkret braucht es: transparente Entgeltstrukturen und wirksame Umsetzung der Verpflich-

tungen aus der Revidierten Sozialcharta (Art. 4, 20, 27); existenzsichernde, sozialversiche-

rungspflichtige Beschäftigung statt prekärer Arbeit; echte Aufstiegs- und Rückkehrrechte aus 

Teilzeit; sowie verbindliche Zielgrößen und Quoten für Führungsebenen — mit wirksamen 

Sanktionen bei Verfehlung. Mitbestimmungsstrukturen sollten Gleichstellung als festen Ver-

handlungsgegenstand verankern. Darüber hinaus müssen wirksame Maßnahmen gegen den 

Gender Pay Gap und ein höherer Mindestlohn eingeführt werden.  

 

Der New Democratic Pact des Europarats bietet die Chance, Gleichstellung nicht als 

Randthema, sondern als Kernbedingung demokratischer Handlungsfähigkeit zu verankern. 

Unternehmen, die das ernst nehmen, stärken nicht nur die Gleichstellung — sie investieren in 

die demokratischen Grundlagen, von denen sie selbst abhängen.  

 

Jugend: Demokratie braucht junge Menschen – und verla ssliche Struktu-

ren 
Beitrag von den Democracy Ambassadors Özge Erdoğan (Deutscher Bundesjugendring) und Carolin 

Vogt (Deutsch-Französisches Jugendwerk) 

 

Demokratische Resilienz in Europa entscheidet sich nicht nur an der Stabilität von Institutio-

nen, sondern daran, ob junge Menschen Demokratie als wirksam erleben. Der Europarat bie-

tet dafür einen zentralen Maßstab: Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und pluralistische 

Demokratie sind keine abstrakten Prinzipien, sondern müssen in der Lebensrealität junger 

Menschen erfahrbar sein, um sie in die Zukunft zu tragen und mit dem eigenen Engagement 

zu stärken. Gerade Jugendverbände, Jugendringe und internationaler Austausch übersetzen 

diese Werte in Praxis. Sie schaffen Orte und Begegnungen, an denen junge Menschen Beteili-

gung lernen und ihre Rechte selbstbewusst einfordern.  
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Der Europarat ist dabei mehr als ein politischer Rahmen. Mit seinem Jugendbereich, dem Eu-

ropäischen Jugendwerk, den Jugendzentren in Straßburg und Budapest und dem Co-Ma-

nagement zeigt er, dass junge Menschen nicht nur angehört, sondern an Entscheidungen be-

teiligt werden. Der Deutsche Bundesjugendring und das Deutsch-Französische-Jugendwerk 

arbeiten aktiv mit der Jugendabteilung des Europarats zusammen. In Zeiten von Shrinking 

Spaces, Rechtsextremismus und Angriffen auf Menschenrechte sind unabhängige Jugend-

strukturen demokratische Infrastruktur.  

 

Die Privatwirtschaft kann diese Infrastruktur unterstützen. Unternehmen verfügen über Res-

sourcen, Reichweite und gesellschaftlichen Einfluss. Sie können faire Arbeits- und Ausbil-

dungsbedingungen schaffen, demokratische Bildung intern fördern, Arbeitnehmer*innen in 

der Ausübung eines Ehrenamts unterstützen, europäischen Austausch im Kontext der Arbeit 

fördern, Desinformation entgegnen und jungen Menschen Zugänge eröffnen. Doch ihre Rolle 

hat klare Grenzen. Demokratie darf nicht davon abhängen, ob sie zur Markenstrategie, zur 

Konjunktur oder zur aktuellen Förderpolitik eines Unternehmens passt.  

 

Der Fall des British Youth Council ist dafür ein warnendes Beispiel. Der nationale Jugendring 

musste 2024 nach mehr als 75 Jahren schließen. Im Statement zur Schließung werden fi-

nanzielle Herausforderungen und die Insolvenz eines zentralen Unternehmenspartners be-

nannt, dessen mehrjähriges Engagement trotz Förderzusage nicht eingehalten wurde. Der 

nationale Jugendring Großbritanniens existiert im Jahr 2026 nach großem ehrenamtlichem 

Engagement wieder und befindet sich im Neuaufbau. Es zeigt sich, dass nationale Regierun-

gen diese zentralen Aufgaben nicht an privatwirtschaftliche Akteure auslagern können.  

Der wichtigste Beitrag der Privatwirtschaft zur demokratischen Resilienz liegt deshalb nicht 

zuerst im Sponsoring, sondern im Gemeinwohlbeitrag. Unternehmen stärken Demokratie, 

wenn sie Steuern zahlen und damit die öffentliche Handlungsfähigkeit sichern. Über demo-

kratisch legitimierte Haushalte der Regierung können Jugendverbände, Beteiligungsstruktu-

ren, Menschenrechtsbildung und internationaler Austausch verlässlich, transparent und un-

abhängig gefördert werden.  

 

Kooperationen mit Unternehmen können sinnvoll sein, wenn sie transparent, gemeinwohlori-

entiert und nicht steuernd sind. Dies gilt von der lokalen Ebene mit (Sach-)Spenden bis zur 

europäischen Ebene für die Förderung von Projekten. Die Absicherung demokratischer Ju-

gendbeteiligung bleibt jedoch eine öffentliche Aufgabe. Im Sinne des Europarats heißt das: 

Demokratie braucht junge Menschen – und junge Menschen brauchen unabhängige Struktu-

ren, die nicht von Marktlogiken abhängig sind. 
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Menschenrechte: Privatwirtschaft als Menschenrechtsakteur: Verantwor-

tung und Beitrag im Rahmen des Europarats 
Beitrag von den Democracy Ambassadors Melanie Thut (Junge Europäische Föderalist:innen Deutschland 

e.V.) und Sergei Tereshenkov (Civil Society Forum e.V.) 

 

Die Anwendung und Förderung demokratischer Standards und Menschenrechte in ihrer Ge-

schäftspraxis stellt für private Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil dar:  

• Mitarbeitende werden mit ihren Arbeitsbedingungen zufrieden sein und zu einer bes-

seren Leistung und Produktivität ihres Unternehmens beitragen. 

• Unternehmen werden ihren Gewinn und ihr Ansehen steigern. 

• Schließlich werden sie alle ein nachhaltigeres demokratisches System in ihren Län-

dern und in Europa aufbauen können. 

 

Um die Widerstandsfähigkeit von Demokratien zu stärken, sollten Unternehmen deren 

Grundlagen unterstützen. Im Sinne des New Democratic Pact heißt das:  

 

Umsetzung der Europäischen Sozialcharta 

Die Erklärung von Chișinău hob den Zusammenhang zwischen sozioökonomischer Ungleich-

heit und der Krise der Lebenshaltungskosten einerseits und demokratischer Stabilität und Si-

cherheit andererseits hervor. Der Abbau von Ungleichheiten am Arbeitsplatz und die damit 

verbundenen positiven Auswirkungen würden die Ratifizierung der Europäischen Sozial-

charta beschleunigen.  

 

Beitrag zu einem unabhängigen öffentlichen Informationsraum 

Desinformationskampagnen, strategische Klagen gegen Bürgerbeteiligung (SLAPPs) und der 

unkontrollierte Einsatz künstlicher Intelligenz (KI) schwächen Demokratien. Europäische Un-

ternehmen sollten also ihre Praktiken an den Standards des Europarats ausrichten, ein-

schließlich des Rahmenübereinkommens über künstliche Intelligenz, und unvoreingenom-

mene Produkte und Systeme entwickeln.  

 

Investition in Menschenrechte 

Der Bericht „Menschenrechte und Wettbewerb: Business zugunsten der Menschenrechte 

umdeuten“ schlägt vor, Menschenrechte in die Lehrpläne von Businessschulen zu integrie-

ren. Unternehmen sollten ihre (Führungs-)Mitarbeitende ermutigen, an diesen Programmen 

teilzunehmen, einschließlich solcher, die von zivilgesellschaftlichen Akteuren konzipiert wur-

den. Die direkte Finanzierung von Menschenrechtsinitiativen wäre in dieser Hinsicht ein wei-

terer wichtiger Schritt.  
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Wahrung von Menschenrechten entlang von Lieferketten 

Unternehmen in den Mitgliedsstaaten des Europarats sind durch ihre wirtschaftliche Macht 

und ihren gesellschaftlichen Einfluss in besonderer Weise in der Lage, Menschenrechte zu 

schützen – oder sie zu gefährden. Da sie in einem Rechtsraum operieren, der mit der Europä-

ischen Menschenrechtskonvention explizit auf dem Schutz fundamentaler Rechte aufgebaut 

ist, darf die Privatwirtschaft nicht als bloßer Zuschauer demokratischer Prozesse verstanden 

werden. Künftig sollten Unternehmen verbindliche menschenrechtliche Sorgfaltspflichten 

aktiv in ihre Strategien integrieren, transparent über Risiken berichten und entschlossen ge-

gen Strukturen vorgehen, die Korruption, Ausbeutung oder Diskriminierung begünstigen.  

 

 

Empfehlungen an den Europarat 
 

Um den New Democratic Pact des Europarates im Rahmen der laufenden Konsultations-

phase bis Ende 2026 zu einem zukunftsweisenden und wirksamen Instrument zu machen, 

müssen die strategischen Schnittstellen zwischen Rechtsstaatlichkeit, Alltagsdemokratie 

und der Rolle von Wirtschaftsakteuren verbindlich verankert werden. Die Ergebnisse dieser 

Declaration zeigen, dass demokratische Resilienz nicht allein von staatlichen Institutionen 

getragen wird, sondern auf dem Zusammenwirken von Politik, Wirtschaft und gesellschaftli-

chen Kräften beruht. Wir empfehlen dem Europarat und seinen Mitgliedstaaten folgende fünf 

Kernmaßnahmen: 

1. Die o konomische Dimension der demokratischen Resilienz systema-

tisch verankern 
 

Demokratiepolitische Resilienz muss als integraler Bestandteil der europäischen Wirtschafts-

ordnung begriffen werden. Der New Democratic Pact sollte die wirtschaftliche Dimension de-

mokratischer Resilienz ausdrücklich anerkennen und sichtbar machen. Wirtschaftliches Han-

deln, Investitionssicherheit und langfristige Wettbewerbsfähigkeit hängen unmittelbar von 

rechtsstaatlichen Garantien, gesellschaftlichem Vertrauen und stabilen demokratischen In-

stitutionen ab. 

 

Die Ergebnisse der im Rahmen dieser Declaration durchgeführten Unternehmensbefragung 

zeigen, dass wirtschaftliche Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger demokrati-

sche Stabilität nicht nur als gesellschaftlichen Wert, sondern auch als Voraussetzung wirt-

schaftlichen Erfolgs verstehen und Unternehmen zugleich eine Mitverantwortung für ihren 

Schutz zuschreiben. Der Europarat sollte dieses Verantwortungsverständnis aufgreifen und 
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den Dialog über die Rolle einer freiheitlich-demokratischen Wirtschaft für demokratische 

Resilienz stärken. 

 

Unternehmen profitieren von demokratischer Stabilität und tragen zugleich Verantwortung 

für deren Erhalt. Sie können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, antidemokratischen, auto-

ritären und korruptiven Tendenzen und Einflussnahmen entgegenzuwirken. Entwicklungen in 

anderen Teilen der Welt zeigen, dass wirtschaftliche Stärke allein keine Garantie für demo-

kratische Stabilität darstellt. 

2. Integrita tsinfrastruktur ausbauen und GRECO-Standards sta rken 
 

Strategische Korruption und Machtmissbrauch greifen die Kernwerte des Europarates direkt 

an. Wir fordern eine lückenlose Umsetzung der EU-Antikorruptionsdirektive in enger Abstim-

mung mit den etablierten Standards der GRECO (Staatengruppe gegen Korruption) des Euro-

parates von den EU-Mitgliedstaaten. Alle Mitgliedstaaten des Europarats sollten ihre Integri-

täts- und Antikorruptionsstrukturen im Einklang mit GRECO-Empfehlungen stärken, strategi-

scher Korruption entschlossen entgegentreten und die Zusammenarbeit zwischen Europarat, 

EU-Institutionen und nationalen Behörden vertiefen. Ein vermeintlicher Bürokratieabbau darf 

niemals als Vorwand genutzt werden, um Transparenzpflichten und Kontrollmechanismen in 

sensiblen, steuergeldintensiven und sicherheitskritischen Bereichen – insbesondere im Rüs-

tungs- und Infrastruktursektor – zu verwässern. 

 

Korruption gefährdet nicht nur die Integrität demokratischer Institutionen, sondern verzerrt 

auch Märkte, schwächt die Rechtsstaatlichkeit und untergräbt das Vertrauen in öffentliche 

Entscheidungen. Die Folgekosten von Korruption müssen deshalb in jede regulatorische Ana-

lyse einfließen. 

3. Transnationale Programme fu r die „demokratische Verantwortung im 

Kleinen“ auflegen 
 

Die Widerstandskraft einer Demokratie entspringt ihrer Basis. Das nicht nur in Deutschland 

stark verankerte Prinzip der alltäglichen demokratischen Mitgestaltung in Nachbarschaften, 

Schulen, Vereinen und weiteren gesellschaftlichen Strukturen bietet wichtige Anknüpfungs-

punkte für die Weiterentwicklung demokratischer Resilienz in Europa. Der Pakt sollte trans-

nationale Förderprogramme etablieren, die gezielt lokale gesellschaftliche Kräfte stärken, 

vernetzen und unterstützen. 

 

Die Ergebnisse der Unternehmensbefragung legen nahe, dass demokratisches Engagement 

häufig nicht an mangelndem Verantwortungsbewusstsein scheitert, sondern an Unsicherheit, 



 

 

Seite 20/21 

Europäische Bewegung Deutschland e.V. 

www.netzwerk-ebd.de 

fehlender Orientierung und der Sorge vor gesellschaftlichen Konflikten. Der New Democratic 

Pact sollte daher Räume schaffen, in denen demokratisches Engagement sichtbar gemacht, 

gute Praxis ausgetauscht und neue Kooperationen zwischen Wirtschaft, Politik und gesell-

schaftlichen Kräften ermöglicht werden. 

 

Partizipative Formate und neue digitale Beteiligungsmodelle müssen gefördert werden, um 

eine bürgernahe, transparente und vertrauenswürdige Governance auf allen Ebenen erlebbar 

zu machen. Besonderes Augenmerk sollte dabei auf die Förderung unabhängiger Jugend-

strukturen, Jugendverbände, Jugendringe und internationaler Austauschprogramme gelegt 

werden. Junge Menschen müssen Demokratie nicht nur erlernen, sondern als wirksam und 

gestaltbar erleben können. 

 

4. Politische Bildung, Menschenrechte und Resilienz gegen Desinforma-

tion sta rken 
 

Die bestehende Charta des Europarates zur Demokratie- und Menschenrechtsbildung 

(EDC/HRE) sollte im Rahmen des New Democratic Pact weiterentwickelt und an die Heraus-

forderungen des digitalen Zeitalters angepasst werden. Um der Frustration und Verunsiche-

rung jüngerer Generationen entgegenzuwirken, bedarf es chancengleicher Investitionen in 

politische Bildung, demokratische Beteiligung und Medienkompetenz. 

 

Der Schwerpunkt sollte auf digitaler Medienkompetenz, dem Schutz vor KI-gestützter Desin-

formation, Wahlmanipulation und der Stärkung eines unabhängigen öffentlichen Informati-

onsraums liegen. Gleichzeitig müssen Menschenrechte, Gleichstellung und soziale Teilhabe 

als zentrale Voraussetzungen demokratischer Resilienz verstanden werden. Der Schutz der 

Pressefreiheit, die Stärkung der Demokratie- und Menschenrechtsbildung sowie die Förde-

rung von Chancengleichheit sollten daher als zentrale Handlungsfelder des New Democratic 

Pact verankert werden. 

5. Den Europarat institutionell und finanziell sta rken 
 

Der New Democratic Pact kann nur wirksam werden, wenn der Europarat über ausreichende 

politische Unterstützung, verlässliche Finanzierung und starke institutionelle Instrumente 

verfügt. Die Mitgliedstaaten sollten die Umsetzung der Reykjavík-Prinzipien vorantreiben, 

GRECO, die Venedig-Kommission, die Jugendabteilung des Europarats sowie den Kongress 

der Gemeinden und Regionen Europas stärken und Empfehlungen, Konventionen sowie Ur-

teile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte konsequent umsetzen. 

 



 

 

Seite 21/21 

Europäische Bewegung Deutschland e.V. 

www.netzwerk-ebd.de 

Zusammenfassung 

Die vorliegenden Empfehlungen verstehen wir als Beitrag zur Weiterentwicklung des New 

Democratic Pact und als Impuls für eine breitere Debatte über die Zukunft demokratischer 

Resilienz in Europa. Sie verdeutlichen, dass demokratische Stabilität, wirtschaftliche Hand-

lungsfähigkeit und gesellschaftlicher Zusammenhalt nicht getrennt voneinander betrachtet 

werden können. Der Schutz der Demokratie ist keine Aufgabe einzelner Institutionen oder 

gesellschaftlicher Gruppen, sondern eine gemeinsame Verantwortung. 

Demokratie lebt von starken Institutionen, rechtsstaatlichen Garantien und freien Medien. 

Sie lebt aber ebenso von den Menschen, die sie täglich praktizieren: in Kommunen, Vereinen, 

Schulen, Unternehmen und weiteren gesellschaftlichen Strukturen. Gerade in Zeiten wach-

sender Polarisierung, autoritärer Herausforderungen und gezielter Angriffe auf demokrati-

sche Prozesse entscheidet sich die Widerstandskraft demokratischer Gesellschaften nicht 

allein auf nationaler oder internationaler Ebene, sondern auch im Alltag. 

Die Ergebnisse dieser Declaration zeigen, dass viele Unternehmen ihre Verantwortung für de-

mokratische Stabilität erkennen und bereit sind, einen Beitrag zu leisten. Gleichzeitig wird 

deutlich, dass demokratisches Engagement verlässliche Rahmenbedingungen, Orientierung 

und starke demokratische Institutionen benötigt. Demokratie ist kein Selbstläufer. Sie muss 

geschützt, praktiziert und kontinuierlich weiterentwickelt werden. 

Der New Democratic Pact bietet die Chance, Demokratie nicht neu zu erfinden, sondern ihre 

Grundlagen zu stärken, ihre Vorteile sichtbar zu machen und ihre Zukunftsfähigkeit zu si-

chern. Europa braucht eine Demokratie, die handlungsfähig ist. Europa braucht eine Demo-

kratie, die Beteiligung ermöglicht. Und Europa braucht eine Demokratie, die von starken ge-

sellschaftlichen Kräften, verantwortungsbewussten Unternehmen und engagierten Bürgerin-

nen und Bürgern gemeinsam getragen wird. 

Demokratie und Wirtschaft stehen dabei nicht nebeneinander. Sie tragen einander. Eine 

handlungsfähige Demokratie braucht wirtschaftliche Stärke. Eine erfolgreiche Wirtschaft 

braucht demokratische Stabilität. Die Zukunft Europas wird davon abhängen, beide gemein-

sam zu stärken. 


